Chronologie zum Planfeststellungsverfahren Ausbau Verkehrsflughafen Berlin-Schönefeld

November 1996:
Planungsanzeige beim MSWV zum Ausbau des Verkehrsflughafens Berlin-Schönefeld

Juli 1997:
Bescheid zur Planfeststellungspflichtigkeit des Ausbauvorhabens

März 1998:
Scoping-Termin, Beratung des Untersuchungsrahmens im Umweltbereich

Juni 1998:
Benachrichtigungsschreiben über den voraussichtlichen Untersuchungsrahmen
Dezember 1999:
Einreichung des Planfeststellungsantrags durch FBS und die Bahn an LBVS (Landesamt für Bauen, Verkehr und Straßenwesen), Auslegungsreife ab Februar 2000

Frühjahr bzw.

Sommer 2000:
öffentliche Auslegung der Antragsunterlagen in Brandenburg und Berlin und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (TÖB) und Fachbehörden

ab April 2001:
Erörterungen in Rangsdorf (TÖB), später in Berlin-Oberschöneweide (Betroffene und TÖB)

2001 und 2002:
Entscheidungen des Brandenburger OVG gegen landesplanerische Grundlagen der Flughafenplanung, insbesondere Plansatz Z 6.5.1 bezüglich des Flughafenausbaus Berlin-Schönefeld im gemeinsamen Landesentwicklungsplan für den engeren Verflechtungsraum Brandenburg-Berlin (LEP eV); im Rahmen des Normenkontrollverfahrens zum Landesentwicklungsplan Standortsicherung Flughafen (LEP SF) Vorlage an das Landesverfassungsgericht zu § 19 Abs. 11 des gemeinsamen Landesentwicklungsprogramms der Länder Berlin und Brandenburg (LEPro)

Juni 2002:
Fertigstellung Erster Anhörungsbericht und Übergabe des Verfahrens vom LBVS an das MSWV

Mai – August 2003:
Öffentliche Auslegung und Anhörung der durch die Vorhabenträger nachgereichten Standortunterlage durch das LBVS

Juli 2003:
Neufassung § 19 Abs. 11 LEPro (Inkrafttreten der Gesetze um Staatsvertrag)

August 2003:
Kommunale Verfassungsbeschwerde mehrerer Gemeinden gegen § 19 Abs. 11 LEPro (neu)

Juni 2003 – Mai 2004:
Abarbeitung von neun Änderungsanträgen zur vorliegenden Flughafenplanung zu den Themen Straße, Schienenanbindung, Stromversorgung, Wasserableitung, Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP), Anträge gehen in die Nachbeteiligung an TÖB und Fachbehörden. Direkt betroffene Bürger werden individuell informiert.

November 2003:
Inkrafttreten des Staatsvertrags zur Änderung des § 19 Abs. 11 LEPro am 1. November; Inkrafttreten der Verordnung über den Landesentwicklungsplan Flughafenstandortentwicklung (LEP FS) am 15. November – gleichzeitig Außerkrafttreten der Verordnung über den Landesentwicklungsplan Standortsicherung Flughafen (LEP FS)

Dezember 2003:
Normenkontrollantrag mehrerer Gemeinden gegen LEP FS

Februar 2004:
Einstellung Normenkontrollverfahren gegen den Landesentwicklungsplan Standortsicherung (LEP SF) durch OVG und Aufhebung Vorlagebeschluss an Landesverfassungsgericht bzgl. § 19 Abs. 11 LEPro (a. F.)

März 2004:
Zweiter Anhörungsbericht des LBVS zur nachgereichten Standortunterlage, Landesverfassungsgericht stellt Verfahren zum § 19 Abs. 11 LEPro (a. F.) ein.

Juni/Juli 2004:
Schließungsentscheidung Tempelhof und Tegel (durch Berliner Luftfahrtbehörde)
13. August 2004:
Planfeststellungsbeschluss des MSWV, kurz darauf Klagen von Anwohnergemeinden und Betroffenen gegen den Beschluss beim Bundesverwaltungsgericht und Antrag auf Baustopp
Februar 2005:
OVG erklärt LEP FS für unwirksam (Urteil vom 10.02.2005), u. a. sei die „Zahl Lärmbetroffener nicht genau ermittelt und abgewogen“ worden, Revision nicht zugelassen, MIR legt dagegen Beschwerde ein, Konsequenz: Ergänzendes Verfahren als vorsorgliche Maßnahme zur Heilung der vom OVG vermuteten Mängel im LEP FS und Änderung der Regelung zur Planerhaltung im Landesplanungsvertrag

März 2005:
1. Planänderung zum Beschluss vom 13.08.2004, Änderung des Landschaftspflegerischen Begleitplans (LBP)

April 2005:
Eilentscheidung des Bundesverwaltungsgerichts: Bauvorbereitungen erlaubt, für eigentlichen Flughafenbau aber „Baustopp“, Entscheidung in der Hauptsache bis Mitte 2006 angekündigt

August 2005:
Bundesverwaltungsgericht lässt Revision gegen OVG Urteil vom 10.02.2005 zu, Begründung: „Grundsätzliche Bedeutung“ für das Verhältnis Raumordnung zur Planfeststellung, Bundesverwaltungsgericht kündigt mündliche Verhandlungen für Februar 2006 an

Oktober 2005:
Landesverfassungsgericht verwirft kommunale Verfassungsbeschwerde mehrerer Gemeinden gegen die Neufassung des § 19 Abs. 11 LEPro
November 2005:
Abweisung der Klage gegen die Schließung des Flughafens Berlin-Tegel durch das OVG Berlin-Brandenburg

Januar 2006:
2. Planänderung zum Beschluss vom 13.08.2004, Artenschutzbefreiung nach § 62 BNatSchG

Februar 2006:
Inkrafttreten des geänderten Landesplanungsvertrags (Artikel 9)
07. Februar 2006:
Beginn der mündlichen Verhandlung vor dem BVerwG in Leipzig

21. Februar 2006:
3. Planänderung zum Beschluss vom 13.08.2004, Verbesserung der Lärmschutzmaßnahmen für besonders schützenswerte Einrichtungen (Kindergärten, Schulen, Altenheime), Erklärung zu Protokoll der mündlichen Verhandlung

23. Februar 2006:
Ende der mündlichen Verhandlung vor dem BVerwG in Leipzig

16. März 2006:
Verkündung der Entscheidung des BVerwG in den Musterverfahren Flughafen Berlin-Schönefeld: Schönefeld darf ausgebaut werden, über Regelungen zum Nachtflug muss neue entschieden werden.
05. September 2006:
Baubeginn
29. November 2007:
Abweisung der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des OVG Berlin-Brandenburg zur Schließung des Flughafens Berlin-Tempelhof durch das BVerwG

20. Februar:
Die Verfassungsbeschwerden von Anwohnern gegen den Planfeststellungsbeschluss Ausbau Verkehrsflughafen Berlin-Schönefeld zur Standortfrage werden vom BVerfG nicht zur Entscheidung angenommen
17. Dezember 2008:
Abweisung der Klage eines Anwohners, der sich gegen die planungsrechtliche Entwidmung des Flughafens Berlin-Tempelhof wendet, durch das OVG Berlin-Brandenburg

29. Juli 2009:
Die Verfassungsbeschwerde von Anwohnern gegen die im Planfeststellungsbeschluss Ausbau Verkehrsflughafen Berlin-Schönefeld zur Beschränkung des Geldausgleichs bei teueren Schallschutzeinrichtungen getroffene Entscheidungen werden vom BVerfG nicht zur Entscheidung angenommen

18. August 2009:
Abweisung der Beschwerde eines Anwohners gegen den Ausschluss der Revision in einer Entscheidung des OVG Berlin-Brandenburg zur planungsrechtlichen Entwidmung des Flughafens Berlin-Tempelhof durch das BVerwG 

Chronologie des Planergänzungsbeschlusses Lärmschutzkonzept BBI
16. März 2006:
Verkündung der Entscheidung des BVerwG in den Musterverfahren zum Flughafenausbau Berlin-Schönefeld (BBI)
14. Juni 2006:
Übersendung der schriftlichen Urteilsgründe durch das Gericht
11. Juli 2006:
Aufforderung der Planfeststellungsbehörde an FBS zu prüfen, ob zusätzliche Unterlagen erforderlich sind, um den Anforderungen des BVerwG gerecht zu werden

02. Juli 2007:
Vorlage der Unterlagen durch die FBS

27. September 2007:
Einleitung des Anhörungsverfahrens

29. Oktober bis 
28. November 2007:
Öffentliche Auslegung der Materialien der FBS


Im Ergebnis gingen ein: rd. 36.500


Einwendungen von rd. 12.000 Einwendern

April 2008:
Erörterungstermine mit Trägern öffentlicher Belange, Verbänden, sonstigen Stellen und privaten Einwendern und Betroffenen

01. August 2008:
Vorlage des Anhörungsberichts an Planfeststellungsbehörde (auch im Internet veröffentlicht)

22. Oktober 2008:
Bitte an FBS um ergänzende Ausführungen vor dem Hintergrund der Ergebnisse der Anhörung

Februar bis Juli 2009:
Ergänzende Stellungnahmen der FBS

November 2008 bis 

März 2009:
Ergänzende Stellungnahmen der Fluggesellschaften
Oktober 2008 bis 

Juni 2009:
Stellungnahmen der Gutachter der Behörde

20. Oktober 2009:
Planergänzungsbeschluss „Lärmschutzkonzept BBI“
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